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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Im Januar des Berichtsjahrs forderten SP und Grüne in Zusammenarbeit mit dem
Schweizer Mieterinnen- und Mieterverband (MV) den Ausbau von Mieter- und
Kündigungsschutz sowie die verstärkte Förderung des preisgünstigen Wohnungsbaus.
Parteipräsident Levrat liess verlauten, die SP werde die Ausdehnung der
Personenfreizügigkeit auf Kroatien nicht unterstützen, wenn die Wirtschaft und
bürgerliche Parteien in diesem Bereich keine Zugeständnisse machen würden. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.01.2013
MARLÈNE GERBER

Forderungen nach staatlicher Unterstützung bei der Bereitstellung von bezahlbarem
Wohnraum wurden in letzter Zeit in verschiedenen Kantonen und Städten von linker
Seite laut und mündeten in der Lancierung etlicher lokaler und kantonaler
Volksbegehren. Im Frühling des Berichtsjahrs gaben die Grünen als erste Partei auf
nationaler Ebene bekannt, die Lancierung einer eidgenössischen Volksinitiative für
ökologisches und bezahlbares Wohnen zu prüfen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.03.2013
MARLÈNE GERBER

Wohnungsbau und -eigentum

In Grossstädten mit einem unterdurchschnittlichen Leerwohnungsbestand (Bern:
0,28%, Genf: 0,19%, Zürich: 0,34%) hielten die zum Teil militanten
Auseinandersetzungen zwischen Wohnungssuchenden und Häuserbesitzern an. Auf
die spezielle Wohnungsnot der Jugendlichen machten der Verein für Jugendhilfe in
Zürich und der Verband der Schweizerischen Studentenschaften (VSS) aufmerksam; die
Sektionen des letzteren forderten die jeweiligen Kantonsregierungen auf, für die
Studierenden verbilligten Wohnraum zur Verfügung zu stellen. Im Kanton Genf und in
der Stadt Neuenburg wurden gegen die Opposition der bürgerlichen Parteien zwei
mieterfreundliche Vorlagen angenommen, während im Kanton Bern eine
sozialdemokratische Gesetzesinitiative zur Wohnbauförderung abgelehnt wurde. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.11.1984
WERNER SEITZ

Das Konzept einer Wohneigentumsförderung mit Mitteln aus dem obligatorischen Teil
der beruflichen Vorsorge (2. Säule) scheint gescheitert, weil in keinem einzigen Fall
von der Möglichkeit der Verpfändung der künftigen Altersleistungen Gebrauch
gemacht worden ist. Dies namentlich deshalb, weil das Pfand erst mit 65 Jahren
eingelöst werden kann und den Banken damit zu wenig Sicherheit geboten wird.
Immerhin waren sich Vertreter von Bund, Kantonen und Versicherungen einig, dass die
Suche nach einem Wohneigentumsmodell mit Mitteln der 2. Säule nicht aufgegeben
werden darf, da nur hier sämtliche Versicherten profitieren könnten. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1988
CHRISTIAN MOSER
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